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Nach Monaten der Spannung und Unsicherheit zeıgte sıch tarıat der Kongregatıion für die Evangelisierung der Völ-
die Regierung Smith kompromißbereit. Sıie schlug VOTL, ker gebilligt und den Bischöfen empfohlen worden se1l.
dafß die „weıißen“ kirchlichen Schulen ıhre atrıkanischen
Schüler behalten könnten,- sofern 1ese wenıger als 69/9 Dıie eigentlichen Gründeder Gesamtschülerzahl ausmachten. Vom Standpunkt
Smiths un: der meısten weıilßen Rhodesier WAar dies ein Von weıt yrößerer Bedeutung für die Entscheidung der
bedeutendes Zugeständnis, auf das die katholischen Bı- Bischöte dürfte aber der Umstand SCWESCH se1n, dafß keine
schöfe 17 Februar 1971 schliefßlich eingıngen. der vornehmlich „weıßen“ kirchlichen Privatschulen die
Dadurch daß iıne gew1sse Anzahl VO  —3 afrıkanischen VO  3 der Regierung aut 69/0 festgelegte Quote VO  3 atrı-
Schülern 1n vornehmlich weıißen kirchlichen Privatschulen kanischen Schülern erreicht hatte. Im etzten Satz ıhrer
weıterhin geduldet sınd, 1st der gemischtrassische Charak- Presseerklärung gestehen die Biıschöfe, dafß „ ZUT eıit die
LT dieser Schulen auf symbolische AÄArt sıchergestellt. Die Zahl der Anmeldungen (von Afrıkanern mehrheirtlich
willkürliche Beschränkung aut 6 9/9 der Gesamtschülerzahl ‚weılßen‘ Schulen) geringer iSt;, als die Quote erlauben
mu{ß aber als schwerwiegende Diskriminierung betrachtet würde“. Tatsache ISt, da{fß se1it miıindestens tüntf Jahren die
werden. Inwiefern 1St diese „Annahme Vorbehalt“ Zahl der Afrıkaner „weıißen“ Privatschulen VO Er-
ein Kompromifß in einer prinzıpiellen Frage? Das Prinzıp, zıehungsdepartement eingeschränkt wurde und daß die
das auf dem Spiel steht, 1St der nicht-rassische Charakter kirchlichen Schulrektoren un: -rektorinnen sıch 1n der
der Kirche Rassısch heißt, daß die Hautfarbe eiınem Mehrheit StIreCNS diese Bestimmungen gehalten haben
bestimmenden Merkmal der gesellschaftlichen Beziehun- Viele VO  - ıhnen waren auch nıcht willens, die Rassen-
SsCcHh wiırd, wodurch Chancengleichheit und treie Kommu- integration über ein lediglich symbolisch verstehendes
nıkation zwıischen den Rassen beschränkt werden. In der Ma{ß iın iıhren Schulen durchzuführen. Diese Tatsache ent-
konkreten Sıtuation Rhodesiens kann nıcht-rassisch aber hullt die Diskrepanz 7zwiıschen der prinzıplellen Feststel-
NUr gemischt-rassıisch bedeuten. Keıne Institution ann für lung des „Nıcht-rassıschen Charakters der Kırche“ un: der
sıch einen überrassischen Charakter in Anspruch nehmen, Praxıs einer lediglich symbolisch verstandenen „Gemischt-
ohne das konkret durch ihre gyemischtrassische Zusammen- rassıgkeit“ 1in den kirchlichen Privatschulen. Diese Praxıs
SETZUNgG bewiesen haben urch die Anwesenheit einer hat die Bischöfe psychologisch entwafnet. Wıe konnten
gewıssen Anzahl afrıkanischer Schüler in mehrheitlich wWwel- sI1e die „Bedingungen“ seıtens der Regierung glaubwürdig
ßRen Schulen 1St dieses Zeugnis gegeben; dıe Annahme der ablehnen, da die 1n diesen Bedingungen enthaltene Quote
Einschränkung auf 69/9 hat jedoch wıeder entkräftet. selbst nach neunjäihriger rassıscher „Integration“ VO  — den
Der Entscheid der Bischöfe wurde VO  } der Presse einem katholischen Privatschulen noch nıcht erreicht worden

Teil Schütte SVD angelastet, der 1m Auftrag war”? „Um 1n Rhodesien eın echtes Zeugn1s tür den nıcht-
der Kongregatıon für die Evangelisierung der Völker VO rassıschen Charakter der katholischen Kırche geben,
29 Oktober bis 11 November 1970 Rhodesien besucht hat enugen weder die Proteste der Bischöte noch die auf-
und 1n Konsultation MIiıt den Bischöfen tolgende drei Prin- opferungsvolle Arbeirt der Mıssıonare bei der afrıkani-
zıpıen aufstellte: a) Rassendiskriminierung 1St ıhrem schen Bevölkerung; wesentlich dafür 1St die konkrete Ver-
Wesen ach unmoralısch; ormale Mitwirkung bei wirklichung des gemischt-rassischen Charakters in allen
Rassendiskriminierung 1St ıhrem W esen nach böse: G) mMate- kirchlichen Institutionen“ Traber, A A, © 226)
rielle Kooperatıon 1St in gewıssen Fällen erlaubt: dabei Somıit stehen 1U  $ die Bischöte VOTLr der Möglichkeit, die
kommt aut die Intention A ob nämlich das Gute, das Rassenıintegration 1in den „weıßen“ kirchlichen Prıvat-
Aaus dieser Mitwirkung hervorgeht un: durch S1e inten- schulen voranzutreıben und dabe!; die 6 %/0o-Quote 1ZNO-
diert wiırd, die schlimmen Folgen der Rassendiskriminie- rıeren, eın Zeugnis der 'Tat SETZECN, das 1n eftek-
LUNg aufwiegt (vgl KIPA, 7/1) Aus diesen rund- t1ver eise aufweist, dafß die Kırche Rhodesiens 1ın allen

ıhren Institutionen nicht-rassisch 1St Dabei müßte abersatzen 1St ersichtlıch, daß Schütte nıcht primär das
nıcht-rassische Zeugnis der Kirche Z1ing, sondern ıhre VO  a} der Zeugnispflicht bzw VO Oftentlichkeitscharakter
Weıterexistenz 1n den rhodesischen Gegebenheıiten. In der der Kırche au  (0! werden und ıcht VO  z} den auf
Diskussion, die siıch 1n R hodesien über den Einflu{fß Schüttes dem Boden der Indivyvidualethik gefällten Prinzıipien. Eın
entwickelte, sah sıch der Pressereferent der rhodesischen solches Vorgehen, das durchaus 1n der Absıcht der rhodesi-
Bıschofskonferenz veranladfst, mitzuteılen, da{fß die Rat- schen Bischöte liegen Mag, ware u. E diıe einz1ıge Recht-
schläge des römischen Visıtators ausdrücklich VO Sekre- tertigung für den eingegangenen „KompromifS“.

Dokumentation
Thesen den Mifßbrauch der Demokratie
Eine Streitschrift des politischen Beirats des Zentralkomitees der deutschen Katholiken

Am August zuurden “VO Z entral/eomitee der deutschen 29 1977 ausSZuUZSWEILSE über die T'hesen berichtet
Katholiken NCN „Thesen den Mißbrauch der De- hatte. Sze. zuurden ım Dezember 717970 ın Auftrag gegeben
mokratie“ veröffentlicht. Dıie dem St2! nach als Streıt- UuN. “O  S der Arbeitsgruppe Staat un Gesellschafl INNeEeY-
schrifl abgefaßten Thesen sınd VO: politischen Beirat des halb des politischen Beirats erfaßt Dıiıeser eLWd 17Röpfı-
ZdK verfaßt un zyerden ‘VO:  - diesem ınhaltlıch D“erant- gen Arbeitsgruppe gehörten unter anderem Prof
OoOrtet Diıe Veröffentlichung erfolgte Früher als C Buchheim Maiınz) als Vorsitzender, PrOÖf Rauscher

sehen, da die linksliberale „Frankfurter Rundschau“ bereits (M fincben-Gladbada A Prof. Helle (Aachen),
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Bild eınes 99 Menschen“. Sıe hilft, die Folgen menschlicherSchmidt-Vockenhausen SPD (Vizepräsident des Bundes-
tages), Kliesing CDU-MdB, Mäüller, Präsıdent des Unvollkommenheit 1ın erträglichen renzen alten, 1St ber

keın Mittel, die Unvollkommenheit überwinden. Sie C1=-Bundesarbeitsgerichtes. Dıiıe Thesen zuurden Anfang Aprıl füllt praktische Bedürfnisse, nıcht jedoch dıie Sehnsüchte nachalle Mitglieder des Beirats mersandt. Zugleich zyurde
2Nne Einspruchsfrist “O  S YTeL Wochen festgelegt. Auf der einem konfliktlosen Leben Dıie demokratische Ordnung gerat

er 1n Gefahr, wWwWenn INan VO ıhr Leistungen ordertVollversammlung des Beirats V“O: Aprıil, au} der N  - und Cr WAartert, die S1e nıcht erbringen kann Das ber 1sSt. der
D“O  s 4171 Mitgliedern anwesend a  Ny) zuurde das Do- Fall, WEeNnNn INa  — ihr das Ziel ‘9 dıe Menschen besser -

hument V  S der anwesenden Minderbheit einstımmig chen un einen Zustand materieller, geistiger und sittlıcher
SECNOMMEN, Ende unı erteilte das Präsidium des ZdK das Vollkommenheit herbeizuführen: denn damıt wiırd die Schwelle

ZUr Ideologie überschritten. Demokratie wırd dann nıcht mehrPlazet ZUY Veröffentlichung als Dokument des politischen
Beıiralts. als Staatstorm und politische Lebenstorm verstanden, sondern

als eine Art Heilsveranstaltung ZUuUr Vollendung der Gesell-
chaft ZUT SO „Überwindung der Herrschaft VO  3 MenschenZur Einführung ber Mens  en . wırd Demokratie schließlich. als Weg ZUr
innerweltlichen Erlösung milßßverstanden.Die Entwicklung der Demokratie 1n Deutschland WAar eınes der Der 1n der Wirklichkeit vorhandene demokratische S5Staat desmeılsten diskutierten Themen des Katholikentages 1968 1n

Essen. Im Anschlufß daran hat das Zentralkomitee der deutschen Alltags muß gegenüber solchen Utopien notwendigerweise recht
kümmerlich erscheinen, und War mehr, Je mehr derKatholiken März 1969 eın austührlich begründetes Be- Demokratiebegriff überzogen und MIt Heilserwartungen be-kenntnis Z demokratischen Staat veröftentlicht vgl ds

Hetft, 410) und die Bürger der Bundesrepublik aufgerufen, rachtet wiırd. Er dann nıcht einmal mehr als Vorstufe
aut dem Weg Z.U) dealen Zustand gelten, sondern wirktsich politisch mehr engagıleren. Dazu gehört VOTr allem die als Hındernıis. Er erscheint als infame Beschönigung und Ver-Mitarbeit 1n den demokratischen Parteıen. Inzwı:  en CI -

leben W1r mIt großer Sorge, W 1€ sıch 1n UNSCTEIN and Mi{S- schleierung der tatsächlich noch herrschenden „Repression“. Als

deutungen und eıne schleichende Verfälschung des Begriffs „De- SO. wiırd die politische Demokratie „entlarvt“ und 1M Na-
INEeCN der „wahren Demokratie“ zielstrebig bekämpft In diesermokratıie“ ausbreıiten und dıe 1m Grundgesetz verankerte frei- Situation sollten WIr u1ls daran erınnern, dafß Volk schonheitlich-demokratische, rechtsstaatliche Ordnung gefährden.

Dieser besorgniserregende Vorgang ırd 1n erster Linıe durch einmal die bitteren Folgen der Ideologisierung e1nes politischen
Schlüsselbegriffs hat erTfahren mussen. Damals WAar N die „Na-eıne abstrakte Verabsolutierung der demokratischen Doktrin tion“, die seIt Mıtte des Jahrhunderts 1n immer groteskerSOW1@e ıhrer Elemente und Grundsätze verursacht. Man VOI-

kennt, daß eıne demokratische Ordnung 11U!7 dann Bestand ha- werdender Steigerung eıner Pseudoreligion vertälscht wurde.
Unter den Parolen eınes pseudorelıg1ös übersteigerten Natıo-ben kann, W CII die ihr zugrunde liegenden Prinzipien und nalısmus wurde die konkrete politische Natıon hart denWerte einem AausSsScWOSCHNCH Gleichgewicht zueiınander und

1 gegenseıitiger Begrenzung gehalten werden. eglicher An- and der Vernichtung gebracht.
spruch, eines dieser Prinzıpijen oder VWerte absolut
und den anderen überzuordnen, gefährdet nıcht 11LUTr diese, SOI1- Demokratische Ideologie gefährdet den demokratischen
dern auch das verfolgte Ziel als Ganzes.,. Ernster Schaden wiırd Staat
der verfassungsmäßigen Ordnung auch solchen Gruppen
zugefügt, die die iıhr zugrunde lıegenden Werte verneınen, deren Heute cehen WIr d1e entsprechende Getahr aufziehen, dafß INa  -

Begrifte (wıe „Demokratie“, „Freiheit“, „Selbstbestimmung“, 1M Namen e1nes pseudorelig1ös übersteigerten Demokratismus
„Kontrolle“ etc.) ber 1n Beschlag nehmen und miıt vertälschen- den konkreten demokratischen Staat mıtsamt seinen politi-
den Inhalten füllen. Di1e Hauptgefahr et gegenwärt1ig dıe <chen Freiheiten zugrunde richtet. Die Demokratie-Ideologen
Neıgung, den Begriff der Demokratie auf das Prinzıp der bilden tür den demokratischen Staat eiıne größere Gefahr als
Gleichheit einzuengen, das ausgehend VO]  - der Lehre Rous- se1ıne offenen Feinde. Denn diese sınd der Verneinung der

Demokratie sotfort kenntlich. deologie dagegen erscheint beiKernstück radikaler politischer Lehren des und
Jahrhunderts WAar. In solchen Ideologien wurzelt die eben- oberflächlichem Hinsehen immer als eine besonders konse-

utopische W I1e€e talsche Vorstellung, dafß durch dıe Organısı1e- quente Bejahung dessen, W as S1€e ın Wirklichkeit ruiilert. Auch
rung absoluter Gleichheit nıcht 11ULr 1ın der Politik, sondern 1n ın dieser Beziehung stellt das Schicksal der Weıiımarer Repu-
allen gesellschaftlıchen Berei  en eın Zustand vollkommener blık eiıne Warnung dar Da das Prinzıp des Nationalismus
Freiheit für alle erreı  en sel. damals 1n weıtesten reısen als unantastbar gültig betrachtet
Angesichts solcher Irrtümer sınd WIr mI1t der überwältigenden wurde, f1e] C555 sechr schwer, se1ne bedrohliche Pervertierung
Mehrkheit uNsSserIcs Volkes überzeugt, daß Freiheit und Men- überhaupt erkennen. Zwar vermochten viele Leute die Me-
schenwürde siıchersten 1n der reprasentatıv verfaßten, rechts- thoden der Nazıs nıcht gutzuheißen, ber S1e trosteten sich da-
staatlıch geordneten Demokratie erhalten und gefördert WeTr!- mıit, dafß Ja schliefßlich „natiıonale Maänner“ waren. Wer ec5

den, die den Inhalt des Grundgesetzes der Bundesrepublik 9VOTLr der Pervertierung des nationalen Denkens WarncCIl,
Deutschland ausmacht. Wır wenden uns die Mißdeutung kam schnell 1n den Ruf mangelnder nationaler Zuverlässigkeıit.
der demokratischen Grundbegriffe und den daraus resultieren- Schließlich WTr oft wirklich schwer, 1mM Einzelfall die Grenze
den Mifßbrauch der Demokratie mMIiIt denen WIr uns 1n den tol- zwischen einem gvesteigerten politischen Engagement für dıe
gyenden Thesen kritisch auseinandersetzen. Natıon und ideologisiertem Nationalismus ziehen. In vielen

Fäillen sıch die einzelnen cselbst dessen nıcht bewulßsrt, daß
sı1e die Grenze bereits überschritten hatten.Demokratie ist ein Religi0nsersatz. Jede pseudo-

relig1öse Verfälschung des Demokratiebegriffs gefährdetden demokratischen Staat Ideologischen Verfälschungen mutıg entgegentreten
Dıiıe politische Ordnung 1im demokratischen Staat 1St einge- Heute stehen WIr VOT dem Ühnlichen Problem 1n bezug auf den
richtet und dıe Regierung, die für das allgemeine ohl NOT- Demokratismus: Wieder finden Ideologen allgemeinen Beifall,
wendiıg 1St, muß gehandhabt werden, daß alle die Chance weıl die das politische Denken zerstörende Pervertierung nıcht

erkannt wırd Wi;ieder lehnen viele dıe Methoden der Radikalenhaben, auftf S1€e einzuwirken und S1€e kontrollieren. Als poli-
tische Ordnung dient d1e Demokratie dem Zusammenleben der ab, trosten sich ber damıt, da{fß CS Ja schliefßlich Leute sınd, die
Menschen in ihrer gegebenen Welt: s1e Orjlentiert sıch Iso VOTLT: für Demokratie und Freiheit eintreten. Wieder 1St. ıne
allem daran, w 1e die Menschen sınd, nıcht dem utopischen cehr undankbare Aufgabe, VOT der Übersteigerung Warnen,
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weil IN  a} asch 1n den Ruf mangelnder demokratischer Ge- nahme des Bürgers den Entscheidungen führt, sondern ZUFX.

SINNUNG gerat. Doch sollte uns die Erfahrung schrecken: Wır Herrschaft leiner Kader VO  — Aktivisten und einer durch Ak-
mussen uns der nötıgen Klarheit des Denkens durchringen, klamatıon „demokratisch“ bestätigten Minderheit. Das ber

die sıch immer weıter ausbreitende ideologische Vertäl- 1St „Manipulation“ 1n höchstem Grade
schung des Demokratieverständnisses zZzu durchschauen, und WIr
mussen den Mut aufbringen, ıhr eENTgEZSENZULFELECN., Freiheitliche DemokratieDieser Vertälschung eistet auch Vorschub, Wer die einzelnen
Grundsätze der Demokratie W1e die Freiheitlichkeit, die Gegenüber diesem totalıtiären Demokratiemodell nımmt die
Gleichheıit, die Oftentlichkeit verabsolutiert, weiıl dann treiheitliche Demokratie ıhren Ausgangspunkt nıcht VO!]  3 einem
diese Prinzipien, autf deren Zusammenwirken ankommt, e1N- spekulatıv erschlichenen „Gemeinwillen“, sondern VO'  } den
ander ausschließen und sıch gegeneinander kehren. unveräußerlichen Menschenrechten, die nıcht LLUTL jede StaAat-

lıche, sondern auch jede gesellschaftliche acht begrenzen. So
IL Die repräsentatiıve Demokratie sichert den Raum ur  b gelangt I1a  — zu eıner SANZ anderen Organısierung der Gesell-
die Selbstbestimmung un: Selbstverwirklichung des schaft, die nıcht zuletzt 1n der Pluralıtät der Gruppen und der
Menschen Parteıen iıhren Ausdruck et. Die freiheirtliche Demokratie

verfällt auch nıcht dem Irrtum, 111  j könne iıne herrschafts-
Eın Anzei  en für die pseudorelig1öse Verfälschung der Demo- treie Gesellschaft konstruleren; ber S1Ce hat mMI1t dem Prinziıpkratıe liegt VOT, WEeNN eine Gruppe se1 eine Miınderheit der Repräsentation eine Möglichkeit entwickelt, dafß alle Bür-
oder auch die Mehrheit 1n der Polıitik einen absoluten Wahr- SCI, auch den Bedingungen der modernen Massengesell-heitsanspruch stellt. Das heißt nıcht, da{ß 1NSCTE Demokratie schaft, autf reale Weıse den Entscheidungsprozessen teil-
wertfrei ware. Im Gegenteil: Es oibt ZEeEW1SSE Wahrheiten und nehmen können. Darüber hinaus macht die Übertragung der
Wertentscheidungen, über die nıcht abgestimmt werden kann, Gesetzgebungs- und Regierungsgewalt Volk gewählteweıl s$1e die Voraussetzung humanen Zusammenlebens ebenso und 1n iıhren Entscheidungen kein imperatıves Mandat PC-W 1e eiıner freiheitlichen, echt Oriıentierten politischen Ord- undene Repräsentanten möglıch, 1Mm politischen Willensbil-
NUuNngs bılden. Keıne Gruppe kann V O]  3 der Anerkennung dieser
Grundnormen entbunden werden. Niemand kann innerhalb dungsprozefß emotionale Flemente zurückzudrängen. Schliefß-

lich übt der Zwang, die verschiedensten Interessen und Meıinun-
dieses Ilgemeın verbindlichen Rahmens ber auch den An- SCH auszugleichen, 1ne integrierende Wırkung A& daß die
spruch stellen, eın Wahrheitsmonopol besitzen und sıch des- Mehrheit nıcht eintach errscht, sondern durch Dıiıskussion und
halb für legitimiert halten, die eigenen Ziele auch den Kompromi(ß dıe für alle Bürger bestmögliche un zumutbare
Wıllen aller anderen durchzusetzen. Er verstößt damıt Gestaltung des öftentlichen Lebens sucht. Sicherlich 1STt. auch die
das demokratische Prinzıp „Regieren durch Diskussion“ und repräsentatıve Demokratie der dauernden Reform bedürftig,mıßachtet die Freiheit und Selbstbestimmung der Miıtbürger. ber s1e o1bt den Raum tür die Selbstbestimmung und Selbst-
Jedes elitäre Bewußtsein, das ylaubt, die „Massen“ ıhrem verwirklichung der Menschen rel, W as die idealisierte iırekte
„wahren Glück“ führen mussen, 1St 1Mm Ansatz totalıtär und Demokratie oder die verschiedenen Formen der Riätedemokra-
hat Unfreiheit ZUr Folge. tıe allenfalls 1n der Theor:  1€e vorzuspiegeln, nıcht ber 1N der
Genauso unrichtig 1St die Vorstellung, dıe repräsentatıve De- Praxıs eisten vermögen.mokratie vertälsche den Volkswillen, 1L11Ur dıe ırekte Demo- Eines der Flemente der emokratie 1St dıe Entscheidung durch
kratie se1 die wahre Demokratie. Die uen Vertechter der dıe Mehrkheit. Um trotzdem dıe Rechte und Interessen der Mın-
direkten Demokratie, in der angeblich das Volk b7zw dıe „Ba- derheiten nıcht „maJorisıeren“, sondern schützen, MU:
S15  10“ unmittelbar die Entscheidungen trefte und dadurch die die Demokratie rechtsstaatlich ertafßt seıin und mussen siıch
Identität zwischen Regierenden und Regıierten errei  t werde,
streben 1im Grunde e1ne herrschaftsfreie Gesellschaft Diese

die Mehrheitsentscheidungen 1mM Rahmen dessen halten, W 45
zumutbar Für alle LSEt. Der Rechtsstaat chaflt und gyarantıert

NEeCUE Gesellschaft oll aut der Basıs der „Rätedemokratie“ Or- durch die Verfassung und dıe (Sesetze tür jedermann und alle
ganısıert werden; dıe ate sollen nıcht 1U 1mM polıtıschen Be-
reich, sondern auch 1n der Wirtschaft, 1n der Universität und

soz1alen Gruppen dıe notwendıgen Voraussetzungen trejier
Selbstbestimmung, dıe jeder MehrheitsentscheidungSchule, den Kirchen die Entscheidungszentren werden. siınd Was das Recht zusıchert, kann keine noch oyroße
demokratische Mehrheit un1ls streit1g machen. ber auch inner-

Totalıtäre Demokratie halb der chranken, die das echt SETZT, SIN dem treıen Er-
InNnesSsenN demokratischer Mehrheitsentscheidung nochmals (sren-

Diese Auffassung krankt daran, da{fß s1e V O]  3 iıhrem indivi- zen SCZUOSFCN: S1e mussen sich innerhalb des Rahmens des tür
dualistischen Menschenverständnis her keinen Zugang Z Sınn alle Zumutbaren halten. Darüber hat das Bundesverfassungs-
VO'  3 Herrschaft und Autorität, Über- und Unterordnung vericht tolgendes ausgeführt: „Freiheit der Miıtbestimmung 1St.
1mM gesellschaftlichen Funktionszusammenhang besitzt. Sıe 11Ur möglıch, WeNnNn die Gemeinschaftsentscheidungen inhalrtlich
knüpft Demokratievorstellungen die OUSSEAU eNt- jedem das yröfßtmögliche Maß Freiheit lassen, mındestens
wickelt hat und die INa  ; völlig echt als „totaliıtäre Demo- ber ihm STeits zumutbar bleiben.“ Denn die freiheitliche Ord-
kratie“ ezeichnet. Denn hier 1St WAar das Volk bzw die „Ba- Nun}n tendiere 1n Rıchtung auf Aüsgleich und die Schonung
S15 der S5Souverän, ber der Einzelne hat keine Rechte und der Interessen aller.
Ansprüche mehr, da diese nach der onstruktion Rousseaus

das abgetreten hat; dieses ber ISt noch eine
abstrakte Vorstellung. Gegenüber dem etablierten Gemeı1n-

I1T Rationalität der Politik ist eine S1  ttliche Forderung
den demokratischen Staat un eine sittliche Ver-wiıllen (volonte generale) 1STt kein latz mehr tür individuelle pflichtung aller, die ein demokratisches Mandat inne-und soz1ıale Freiheitsrechte des Bürgers gegenüber dem Staat, haben. Moralische Absolutheitsansprüche tühren ZUkein Platz für dıe Rechte VOIN Miınderheiten oder schwächeren

Parteien. Das „Gemeinwohl“ siıchert hier dem Menschen nıcht Irrationalismus und damıit ZUr Schädigung des allgemeı-
nen Wohlsden treien Entfaltungsraum, sondern nımmt ıh total ın Be-

schlag. Auch das Rätemodell, das als eıch der Freiheit SC- Zu den ideologisch Vorstellungen VO!]  3 Demokratie
priesen wird, respektiert 1in der Praxıs keine Dıfterenzierun- gehört auch der Anspruch, durch Umstruktuierung der Ge-
SCn und Parteıen, keine Minderheiten und Partner:;: vielmehr sellschaft einen durch und durch guten Menschen
werden diese Samt und sonders VO  5 dem unterstellten Gemeıin- schaften und einen sıttlıch ollkommenen Zustand der Gesell-
wiıllen erstickt. Es 1St unschwer einzusehen und historisch auch chaft errei  en.
bewiesen, daß das Rätemodell 1n der Konsequenz nıcht ZUr Dıie uralte Frage nach dem Verhältnis VOon Politik und Moral
Selbstregierung des Volkes, nıcht Z höchstmöglichen Teıl- wırd sicher falsch beantwortet, WCINn INa  D meınt, diese hätten
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niıchts miteinander oder die oral der Politik se1 ıne lich eigenständig, ber zugleich abhängig VO)]  - seinem Mitmen-
andere als die private oral Die Gebote des sittlichen Han- schen. Damıt ist nıcht 1Ur seine Abhängigkeıt anderen
delns sind 1n allen Berei  en des menschlichen Lebens die glei- bei der Erhaltung seiner leiblichen Exıistenz gemeint, sondern
chen; Unterschiede bestehen jedoch der Art und Weıse, wie auch die Tatsache, dafß sıch der FEinzelne als Persönlichkeit NUur

sı1e verwirklicht werden. Ihrer Natur nach richten sich die S1Itt- 1mM Zusammenseın und Zusammenwirken mMıt seinesgleichen
lichen Gebote das eWw1ssen des einzelnen Menschen; ıhm enttalten kann (Kommunikation).
1St die Pflicht der Erfüllung 1mM persönlichen Ww1e 1mM sozialen Eigenständıg 1St der Mensch, insotern sich VON allen anderen
Bereich aufgegeben, und kann daraus 1 Grunde durch nıchts unterscheidet und auf sıch angewıesen ISE. Er hat sein bestimm-
und nıemanden entlassen werden. Keın Mensch jed: erfüllt Les eigenes Leben, das MmMIt dem anderer S-  e vertauschbar 1St  z
diese moralischen Pflichten 1n vollkommener Weise; 1M Gegen- und das iıhm nıemand kann. Er hat einen eigenen Be-
teil: Jeder Mensch bleibt mehr oder weniıger weıt hinter dem reich des Selbstverständnisses und der Selbstbestimmung, der
zurück, W as sıch für die Gesellschaft eisten müßte Dies keinem anderen zuganglich 1St und 1n den keın anderer für ıh:
ISt eiıine der Ursachen dafür, sich eın beträchtlicher Rück- einzutreten ECIMINAS. Er hat eın Gewissen, das ausschliefßlich
stand Leistungen für das Gesamtwohl erg1ıbt, der, WEeNn ıhm spricht und Entscheidungen fordert, die ıhm ke  1n anderer

abnımmt.schon nıcht VO]  ; der Moralıität der FEinzelnen bewältigt wiırd,
wenı1gstens praktisch sSOWweIit W1€E möglıich ausgeglichen werden Abhängig 1St der ensch, We\l sıch seıner Eigenständigkeit
IMU: Das eisten 1St die spezilische Aufgabe des polıtischen überhaupt NUur 1n der Begegnung miıt anderen bewußt wird.
Handelns 1m Bereich der Moralıtät: Es mu{ß durch rationale Nur Zusammenseın und Zusammenwirken MIt anderen
Vorkehrungen, Ww1ıe Bemühung Kompromisse, Setzen VO!] kann sıch entfalten und verwirklichen. Er bedart der Be-
Regeln, Schaften VO) Institutionen, versuchen, das unertüllte staätıgung durch andere und 1St bereit, andere bestätigen. Er
Soll Gewissensleistung der Einzelnen 1n der Praxıs der All- hat eın elementares Bedürtnis sich miıtzuteılen, und indem
gemeinheit aufzuwiegen. Politik iSt also nıcht dazu da, die sıch mitteilt, scha fl} gesellschaftliche Beziehungen. Er muß
Menschen besser machen:;: schon SAr nıcht dart der Politiker sich dem Einfluß anderer ausSSeTZeN, sich selbst gestalten,
sich berechtigt halten, die Menschen rAr© Guten oder vermeınt- und indem sıch gestaltet, nımmt wiederum auf andere
lich Guten zwıngen; sondern seine Sache 1St CD, durch ob- Einflufß. So 1SEt und Produkt der Gesellschaft zugleich.
jektive Vorkehrungen ein erträgliches Zusammenleben der Men- Sozialität ISt die Bedingung VO] Personalıität und Personalıität
schen ermöglıchen, obgleich sS1e sınd, Ww1e s1e einmal die Bedingung VO]  } Sozialıität. Der Mensch sucht die Gemein-
siınd. Dazu gehört auch, öftentliche Verhältnisse schaften, chaft miıt seinesgleichen, weıl sich ohne sie N!  cht enttalten
die den Menschen siıttliche Entscheidung nıcht unnötig CI - kann:;: zugleich flicht die Gemeinschaft, sıch selbst
schweren, sondern eher erlei:  tern. Eıne oft zıtlerte Begriffs- kommen.

Gleich siınd dıe Menschen ;hrer Natur nach und iın ihrem Wert.bestimmung der Politik besagt, S1e se1 die Kunst, das Notwen-
dige möglıch machen: das gilt nıcht 1U tür die sachlichen, Alle Menschen haben der Natur des Menschen den yleichen
sondern auch für d1e sıttlıchen Notwendigkeiten. Anteil und keıin Menschenleben besitzt mehr Wert als eın be-

liebiges anderes.
Moralıtät durch Rationalıtät Ungleich sind die Menschen 1n ıhrer individuellen Veranlagung,

iıhren Neıigungen und Wünschen, kurz in allem, wWas die Eıgen-
Rational handeln, den Geboten der praktischen Vernunft tol- ständıgkeit eines jeden ausmacht.
SCIl, 1St mithin die spezifische Methode der Politik, die For- Freı 1St der Mensch, INSOWeIt der Verfügbarkeıit durch andere
derungen der Moralıtät erfüllen. Das heißt aber, daß ıne Ist ; und gerade 1iNnsoweıt unverfügbar Ist, kann
Einengung des politischen Denkens aut moralısche Kategorıien, artner des andern se1N, den dieser 1ederum braucht, z der
Iso der moralısche Fanatısmus, der keine Rücksicht auf die eigenen Eigenständigkeit innezuwerden. Soweıt die Menschen
Möglichkeiten der Verwirklichung un deren Auswirkungen frei sind, kann sich jeder gemäfßs seiınen Veranlagungen und
nimmt, schnell 1n eiınem Verzicht auf Rationalıitiät umschlagen Interessen entwickeln. Daraus entsteht diejenige Ungleichheıit,
kann Auf diese Weıse Wr das einseıitige Argumentieren aus die 1n der eıgenen Lebensgeschichte jedes einzelnen begründet
moralıschen Prinzıpien, das keine enntn1ıs VO!] der Wirklich- i1St Wiährend se1ines SAaNZCIl Lebens hat der Mensch 1mM Alltag
keit nımmt, leicht einer Spielart des Irrationalismus 1n der W 1e 1n besonderen Sıtuationen die W.aıhl zwiıischen verschie-
Politik denen Möglichkeiten der Entscheidung. Indem ine davon
In diesem Zusammenhang irrationaler moralıscher Unduld- ergreift, schliefßt die andere Aul  %n hafft sıch VO]  3 Ent-
samkeiıt gehört auch dıe Behauptung, e1Ine politische Ordnung scheidung Entscheidung eın bestimmtes Leben und wird
habe VETSAßgT, WenNnn S$1e nıcht 1n der Lage 1St, jegliches Unrecht eın anderer als die anderen. Außerdem gibt geschicht-
1mM menschlichen Leben beseitigen. Statt die Bewährung eines lıch gewordene Ungleichheiten. Diese völlig Aus der elt
politischen Systems darin erkennen, daß auf rationale schaffen wollen hieße die menschliche Gesellschaft BC-
Weise das Unrecht sOWwe1lt W 1e möglıch zurückdrängt, werden schichtslos 1n jedem Augenblick VO]  3 Grund auf NEUuU auf-
die verbliebenen Unrechtstatbestände als 5Symptome interpre- bauen wollen. Das käme einer rmanenten Revolu-
tiert und als Beweise dafür hingestellt, das System t10Nn gleich Andererseıits mu{(ß die geschichtlich gewordene
„Unrechtscharakter“ habe uch das 1sSt  E eine Argumentierweise, Ungleichheit immer wıeder nach objektiven, gesellschaftlich
die auf ratiıonale Überlegungen verzichtet. Es 1St nıcht Aufgabe gültigen Normen gyeprüft und nach Möglichkeit beseıitigt
des Politikers, hohe ıttliche Forderungen verkünden: TIST werden, Umständen auch durch Anwendung staatlicher
recht darf nıcht versuchen, diese mit Gewalrt durchzusetzen. Macht
Vielmehr ISt seine Gewissenspflicht, den jeweıls pc-
gebenen Umständen rational entscheiden und andeln Solidarıtät vereinbart Freiheit un Gleichheit miteinanderund auf dieser Basıs die Chancen des ıttlıch Guten Ver-
bessern. Die Grenze der Freiheit lıegt dort, ıhr auf Kosten ‚—

derer Gebrauch gemacht und dadurch die Gleichheit verletzt
Freihe:  ıt un: Gleichheit SIn  d Prinzipien der Demo- wırd Dıie Grenze der Gleichheit lıegt dort, S1e die Eıgen-

kratie! Die Spannung zwischen beiden wird durch die ständigkeit des einzelnen gefährdet, seine Freiheit ver-

Prinzipien der Solidarität ne1int. Dıie Ausgewogenheıit des Verhältnisses Freiheit undund Gerechtigkeit SC-
Gleichheit wird 1n den Prinzıpien der Solidarität und Gerech-glichen tigkeit gefunden. Diese Prinzıpien bestehen 1n der freiwilligen

Dıie Spannung zwischen Gleichheit und Freiheit, Freiheit und Anerkennung der Gleichheit der Menschen, ihrer Natur Wıe
Ordnung, Individualität und Gesellschaftlichkeit sind unmıi1ıt- ihrem Wert nach SOW1e 1m Bewußtsein, gyeist1g und materiell
telbar 1ın der Natur des Menschen selbst begründet. Er ISt nam- auteinander angewlesen se1ın. Dıie Solidarıität bestimmt den
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Stärkeren, VO!  - der Freiheit nıcht auf Kosten der wächeren — Die Gesamtgesellschaft bedarf allgemein anerkannter Krı1-
Gebrauch machen, sS1e bestimmt aber auch die wächeren, terien für dıe Entscheidung VO: Streitfällen. Hıer kann N1!  cht
dem Stärkeren den Nutzen der Freiheit verbieten, sSOWeIlt eine der grundsätzlich yleichgestellten Gruppen den anderen

iıhnen nicht schadet. Soweilit wegen Mangels Solidarität Vorschriften geben, sondern solche esetze mu{fß die All-
dieser Ausgleich zwischen Freiheit und Gleichheit nıcht C1I- gemeinheit eschließen.
reicht wird, muß durch ine Rechtsordnung erfolgen, der die
Macht, siıch durchzusetzen, Gebote steht. Aufgabe dieser

In entsprechender Weıse muß iıne Ordnung geschaffen wWer-

den, die allen eın möglichst großes Ma{ Freiheit >1bt undMacht kann CS, wenn Freiheit bestehen bleiben soll, nıcht se1n, garantıert. In diesem Sınne heißt 1in der französischenallgemeine Gleichheit erzwıingen; s1e hat 1Ur dafür SOTr- Menschenrechtserklärung V O  3 1789 „Die Verbürgung der
SCNH, daß die freiheitsbedingte Ungleichheit 1ın den renzen des
für alle Zumutbaren bleibt. Menschen- und Bürgerrechte eriordert notwendiıg eiıne öf-

entliche Macht.“
S0 hat d1e politische Ordnung miıt der ıhr zustehenden Macht
die Solidarıtät erganzen. Damıt S1N. auch die renzen SR mu{fß Vorsorge für eıne rationale Erledigung sıch häufig
ıhrer Machtkompetenz abgesteckt: Sie liegen dort, STAAt- wiederholender Entscheidungsfragen, die das (janze —

yehen, getroften werden.ıche Macht einen Mangel Solidarität nıcht mehr wettmacht,
sondern diese selbst verletzen, gefährden oder Sar ZeT- — DA Beziehungsgewebe der Gesamtgesellschaft bedart des
storen beginnt. Der wünschenswerten Ausgewogenheit VO!]  » Schutzes nach ınnen und nach außen.
Freiheit und Gleichheit kommt der demokratische Rechts- SS Überzeugungen, die en Menschen und Gruppen der

nächsten. Er SETZT die größtmögliche Freiheit der Ent- Gesamtgesellschaft gemeinsam siınd und ihre Zusammen-
faltung der Einzelnen WI1e der vielfältigen gesellschaftlichen gehörigkeit ber die einzelnen Gemeinsamkeiten der 7 wecke
Gruppen als Bedingung seiner eigenen Exıstenz OTraus. Er pCc- un Neigungen hinaus begründen, mussen verbindlichen
währt ıhnen Chancen der Mitwirkung, und w 1e keine andere Ausdruck finden. Das 1st dıe Darstellung al dessen, W as dıe
Staatsordnung sichert er durch die Herrschaft des Rechts die Solidarıtät ausmacht.
notwendige Solidarität, SOWeIlt diese nıcht VO] den Bürgern
als freiwillige Leistung rbracht ird. Solche und aÜhnliche Gesamtaufgaben siınd C die 1114  - als „poli-

tisch“ bezeichnet. Dıiıe Instanz, die dafür zuständig ist, 1St die
staatlıche Macht. Hıer geht 65 darum, da{(ß auch diejenigen, die

Politisches Denken und Handeln ist ıcht identisch nıcht durch gemeinsame Zwecke und Neigungen verbunden
mıt gesellschaftlichem Denken und Handeln sınd, vernünftig und 1in Frieden zusammenleben;: daß der NOT-

wendige Ausgleıch zwıschen Freiheit und Gleichheit aller -
Man macht ın Diskussionen immer wieder die merkwürdige re1cht wırd und die Rechte aller gut WwI1ıe möglıich 1n FEın-

ang gebracht werden. Das 1St das eigentliche  Feld des politi-Erfahrung, da{ß einerseits die Politisierung der Gesellschaft BC-
tordert, andererseits ber kein Unterschied mehr zwıschen schen Denkens und Handelns: seıne Miıttel siınd Absprachen,
z1ialem Handeln 1m allgemeinen und politischem Handeln 1m Regeln, Normen nd Instiıtutionen; die 1hm gestellte Aufgabe

heißt, Integration aller Zwecke, Sympathien, Individualitätenbesonderen gvesehen wird. Fragt Man, eigentlich politisches und Interessen. Je rationaler die Aufgabe gelöst wird, destoHandeln sel, erhält INa  > 1n der Regel die AÄAntwort: „gesell-
schaftliches Handeln“. Wiäre das richtig, brauchten WIr 7W1- humaner ırd das Leben der Gesamtgesellschaft verlauten. Ra-
schen den beiden Begriften „Politik“ und „Gesellschaft“ nıcht tionalıtät 1STt 1n der Politik Voraussetzung un (Jarant der
mehr unters  eiden. Weil das Soziale alle Weısen des mensch- Humanıtät.
lichen Zusammenlebens erfaßt, 1St atürlich auch das politische
Handeln eın soziales Handeln Politisches Handeln ezieht sıch
edoch Nur auf einen bestimmten Bereich, der klar VOon dem des Herrschaftl und Norm
Gesellschaftlichen überhaupt abzuheben ISt.

In der Wissenschaft ISt 65 üblich, das S5System der politischen
Ordnung und die dieses 5System gyarantierende politische Gewalrt

Der Mensch ıst Quelle un Produkt der Öesellsdm f als „Herrschaft“ bezei  nen. Jedoch hat dieses Wort 1
nichtwissenschaftlichen Sprachgebrauch heute eınen negatıven

Was Politik und W 4a5 das Besondere des politischen Denkens Klang. Es verbindet sıch damıt die Vorstellung VO!] einer e1in-
un: Handelns Ist, aßt sıch besten beschreiben, wWwenn mMa  ’ seitigen Machtausübung, bei der die einen 1Ur herrs:  en und

im Vergleich ZUr menschlichen Gesellschaft 1im allgemeinen die anderen völlig der Herrschaft unterworfen sind Den de-
sieht. An anderer Stelle wurde schon DESART, da{fß der Mensch mokratischen Verfassungsstaat nach diesem Schema darzustellen
gleichermaßen Quelle und Produkt der Gesellschaft se1. Dıiese kommt eiıner Diffamierung yleıch, denn bıldet eın kompli-
entsteht nämlich VO!]  - ihren eintachsten Formen der kleinen ziertes Geflecht V O]  > Teilgewalten und Teilzuständigkeiten, die
Gruppen bis hin ZUm komplizierten Geflecht soz1ialer Großver- einander erganzen und begrenzen, ausbalancieren und ontrol-

lieren. Natürlich kann auch 1M demokratischen Staat dıebände etztlich den tausendfältigen Beziehungen und Quer-
verbindungen, die die Einzelpersönlichkeiten herstellen, indem Staatsgewalt 1Ur VO  - bestimmten Personen ausgeübt werden;
S1e sıch iıhrem Selbstverständnis entsprechend entfalten. Sıe tol- jedoch handelt sıch ın jedem Falle Amtsgewalt, die 1Ur

auf Wiıderruft verliehen und ine doppelte Verantwor-sCHh dabei entweder gemeınsamen Z wecken und gestalten ihr
Zusammenwirken dementsprechend „zweckmäfßig“ oder s1e Cung gestellt 1St. Einerseıts 1St. die Verantwortung CN-
Orlıentieren sıch gemeınsamen Neigungen und Bindungen über den Rechts- un'd Verfassungsnormen, denen die Re-
W1ıe der Freude der Kunst, einem gemeinsamen Glau- gierenden nıcht wenıger unterworfen SIN als die Regierten.
ben, einer reundschaft oder Liebe und W 4S On: Ge- Andererseıits haben staatliches Amt und politisches Mandat
meınsamkeiten xibt Aut diese Weiıse bılden sich die Gruppen prinzipiell Dienstcharakter: S1e dürten 1Ur eingerichtet werden,
und Gruppilerungen, Zusammenschlüsse und Vereinigungen, AUS das öffentliche Interesse erfordert, un Wer s1e über-
denen sich die Gesamtgesellschaft ZUSAMMENSETZT, se1 die Ge- nımmt, unterliegt eıiner Ööftentlichen Kontrolle, daß VO!]  3 der
samtgesellschaft einer Stadt, eines Landes oder Staates. Das ıhm verliehenen Machrt un!: Zuständigkeit einer Weiıse Ge-
alles 1St ber zunächst noch nıcht politisch; vielmehr beginnen brauch macht, die der Allgemeinheit dient. Politik MmMIt Herr-
die politischen Fragen dort, das Beziehungsgewebe einer chaft gleichzusetzen, ohne deren Bindung Norm, Verant-

wOrtung und Dıiıenst beachten, ISt M1  cht wenıger falsch alsGesamtgesellschaft er das Einzelzwecken oder Neigungen
Orientierte Leben hınaus weıtere Aufgaben stellt, WwIıe AA die die früher übliche undıfterenzierte Gleichsetzung VOon Politik
folgenden: und acht
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VL Dıie Forderung nach Demokratisierung der Gesell- Das Recht der Teilhabe beruht 1n der Politik nicht 1n erster
schaft ist der Sache nach berechtigt, ın der Formulierung Lınıe auf Intormationsniveau oder Urteilsvermögen des e1in-

zelnen, sondern eintach auf der Tatsache, dafß der Ent-jedoch mißverständlich. Als politischer Begrift annn
„Demokratie“ iıcht auf nichtpolitische Bereiche an  — wicklung der polıtischen Gemeinschaft, der zugehört, chick-
wandt werden. Welche Formen der Demokratisierung salhaft miıtbetroften ISt. Für die Partızıpation 1n den anderen
legitim und welche icht legitim Sın  d, WIr  d durch die soz1i1alen Lebensbereichen sınd jeweıls andere Prinzıpien maflß-
Verfassung entschieden. gebend geht CS 1n der Schule nıcht Politik und das

Schicksal der Gesamtheıt, sondern die Erziehung des e1in-Die Menschen uUuNseTrer elIt ordern berechtigterweise Mıtwir- zelnen Menschen, Iso die Ausbildung seiner Persönlichkeitkung, Miıtbestimmung und Mıtverantwortung nıcht 1Ur 1n der
Polıtik, sondern überhaupt 1n en Berei  en des soz1alen Le-

und seiner Fähigkeiten. Das Recht der Mitbestimmung und
Mitwirkung ISt hier 1in der personalen Eigenständigkeit be-ens VO!]  3 der Schule ber den Arbeıitsplatz bis Kirche Da- gründet, ber dıie auch der Junge Mensch, der sıch Stadiumfür ber pauschal den Begrift „Demokratisierung“ enN-

den triftt dıe Tatbestände nıcht und tührt eshalb vefähr-
des Lernens efindet, verfügt. In der Kiırche leitet sıch das
echt der Mitbestimmung AuUsSs der Zugehörigkeit Christuslıchen Mifßverständnissen. Demokratie 1St eiıne polıtische Ord- ab, welche durch die Taute begründet ISE. In der wıssenschaft-

Nung und tindet ihre Grenze dort, der Bereich der Politik
aufhört und die nıchtpolitischen Bezirke der Gesellschaft be-

lichen Forschung und Lehre iSt 6S die Wahrheitsfrage, die als
Prinzıp der Partızıpatiıon gelten mudß; denn S1e WIr' VO] An-zinnen. In gleicher VWeıse iISt „Demokratisierung“ eın politi- fanger nıcht weniıger ursprünglich gestellt WI1ie erfTahrenenscher Begrıff und bezei  net ıne bestimmte Gestaltungsweise Protessor. Dıe KOompetenz der Mitbestimmung in Betriehb undder politischen Ordnung. Wer Iso fordert, Universität und Unternehmen, welche EeLWAS anderes 1St als d1e Interessenver-Schule, Kındergarten, Famailie, Krankenhäuser, Gefängnisse tretung der Arbeitnehmer, findet iıhre Grundlage in der Sach-

etiCc demokratisieren, der ordert damıt auch deren Poli- kompetenz und der Art der Beteiligung Produktionsprozeß.tisıerung un d strebt raktisch ıne Politisierung der
Gesellschaft Fıne derartıge Übertragung der Regeln des

Alle als Beıispiele aufgeführten Prinzıpien begründen das Je-
weıls für iıhren Bereich spezifische echt der Miıtbestimmungpolitischen Bereiches aut das Leben der Gesellschaft würde ber und Mitwirkung. In jedem Bereich wırd dementsprechend diebedeuten, Partızıpatıon anders auszugestalten se1n, andere Möglichkeiten

dafß die Prinzıpien staatlicher Herrschaftsaufgaben, die flll' und andere renzen besitzen. In keinem ber außer der
Politik handelt es sıch eine 1m eigentlıchen Sınne des Wor-die polıtısche Ordnung ihre Notwendigkeit besitzen und

dem allgemeinen Nutzen dienen, auf Lebensgebiete und Les demokratische Partızıpatıion.
Sachbereiche angewandt würden, die ihrer nıcht I1Ur nıcht Allerdings mussen 1n einem demokratischen Staat auch die
bedürfen, sondern darunter Schaden leiden: ihrer Natur nach nıcht-politischen Bereiche der Gesellschaft

auf die demokratische Verfassung hingeordnet se1n. Schule,dafß das private Leben, welches sıch vielfältig verzweıgt 1ın
die Gesellschaft erstreckt, MIt dieser Gesellscha: Kırche, Betrieb C5G. I'rönnen Wr nıcht demokratisch Organı-
öftentlicher Kontrolle und staatlicher Einflußnahme AUSSC- sıert werden, wohl ber dart die ihnen gemäfße Ordnung ZUr

demokratischen Gesamtordnung nıcht in Wiıderspruch stehen.würde; dafß die Quellen der Spontaneıtät und Aktivi-
tat der einzelnen Menschen durch staatlıiıches Reglement VOI- Fın bekanntes Beıispiel dafür bıetet die Bundeswehr. Wıe jede
schüttet und erstickt würden; andere AÄArmee kann S1e ihrer Zwecksetzung n nıcht den

Proze{fß demokratischer Wiıllensbildung einführen, sondern mu{ldafß Entscheidungen, dle sıch sachgemäfß vyetroffen WOTI-
den mussen, durch sachfremde polıtische Gesichtspunkte nach den Grundsätzen VO: Betehl und Gehorsam aufgebaut
verfälscht würden: se1n. Jedoch WIr| 1m Rahmen der demokratischen Gesamtord-

NUuNng dıe Menschenführung in dieser Armee dem Grundsatzdafß Dıinge, die NUur Angelegenheit bestimmter grofßer und
kleiner soz1ialer Gruppen und Zusammenschlüsse sınd, des „Staatsbürgers 1in Unitorm“ orlientlert.
behandelt würden, als beträten S1Ee diıe Allgemeinheit und
müßten öftentlich antwortet werden. Grenzen der DemokratisierungSo notwendiıg die Gesellschaft einer politischen Ordnung be-

dart, ine Politisierung der Gesellschaft selhst würde das nde Dıiıe Forderung nach allgemeiner Demokratisierung findet ihre
Grenze nıcht 1Ur gegenüber den nıcht-politischen Berei  en desder soz1ialen Freiheit und der persönlichen Lebensgestaltungherbeiführen. Natürlich >ibt keine säuberliche Trennung gesellschaftlichen Lebens, sondern auch dem Rahmen, den

ZWIS  en Gesellscha f} und Politik, und werden immer Grenz- dle Verfassung Wıe jede demokratische Verfassung,
überschreitungen gerechtfertigt se1n, be1ı denen nıcht-politische wäihlt auch das Grundgesetz A4uUus der Fülle theoretisch denk-
Gruppen und Einrichtungen sıch polıtischen Angelegenhei- barer demokratischer Formen einıge bestimmte und
ten außern und auf die Politik Einfluß nehmen. Es ISt ber kliärt S1e tür verbindlich, während andere ausdrücklich
eın wesentlicher Unterschied, ob dergleichen 1n begründeten schließt. So entscheidet sıch das eindeutig für die rC-
Ausnahmefällen eschieht oder ob A Norm erhoben WIrd. präsentatıve und dıe plebiszitäre Demokratie. Das heißt
Aut keinen Fall dart die eigenständige Vielfalt des soz1alen N:  d dafß plebiszitäre Formen nicht auch als demokratisch be-
Lebens eiınem verabsolutierten politischen Zuständigkeitsan- zeichnet werden könnten, wohl ber bedeutet CcS, daß s1e 1mM
spruch unterworten werden. Rahmen uUulserer Verfassung und WAar AUS Gruün-

den nıcht legıtim Sind. Der Bereich dessen, wWas der Theorie
Partızıpation nach demokratisch ıSst, 1St Iso größer als die Zahl der Eın-

richtungen und Verfahren, dıe durch ıne Verfassung legitimiertUm 1n der Dıskussion sıch eine auf die Politisierung der sınd oder ihr wenıgstens nıcht widersprechen. Es ISt. deshalb
Gesellschaft zielende Agıtatıon abzugrenzen, andererseits ber ein Irrtum meınen, da{ß genuge, da{fß ıne Verfahrens-
für die ebenso berechtigte Wwıe notwendige Mıtwirkung und welse demokratisch ISt, damıiıt S1e MIt unNnserer Verfassung VeTI-
Miıtbestimmung aller 1n den gesellschaftlichen Lebensbereichen einbar se1l Vielmehr zibt CS zahlreiche Möglichkeiten auf durch-
eintreten können, empfiehlt 65 sıch, dafür anstelle des mı(ß- A.US demokratische Weiıse die Bestimmungen des Grund-
verständlichen Begrifts „Demokratisierung“ das Wort „Partıi- ZESCTZECS verstoßen. Wenn d eın Gemeinde- oder Stadt-
zıpatıon“ verwenden. Es kann als Oberbegriff für jede Art parlament une Abstimmung über ıne aufßenpolitische Frage
VO  3 Teıilhabe un! eilnahme autf allen Gebieten menschlicher oder ber die Totesstrafe oder Ehegesetzgebung veranstalten
Aktivität dienen. „Demokratisierung“ ware dann diejenige würde, könnte einem solchen Verfahren die BezeichnungSpielart der Partızıpatıiıon, die siıch auf diıe Politik bezieht, „demokratisch“ nıcht vorenthalten werden: trotzdem würde

auf eıne Regierungsweise bzielt, dıe allen die Chance einen schweren Versto(fß Verfassung darstellen.
der Teilnahme der politischen Wiıllensbildung bietet. Da{fß CS ber ıne Verfassung gibt und daß S1C unbedingt Silt,
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stellt die unabdıngbare Voraussetzung datür dar, daß die Be- Aussage steht 1Ur unfier der Verantwortung für d1e Wahrheit,
handlung öftentlicher Angelegenheiten iın berechenbarer und die polıtische Aussage steht zusätzliıch der Verantwor-
kontrollierbarer Weıse rfolgt und die Menschen- und Bürger- Lung tür die Wirklichkeit. Aus diesem nterschied ergeben sıch
rechte durch keine Mayorıität gefährdet werden. Die Orien- anderem folgende KOonNsequenzen:
tierung des politischen Handelns den Normen der Vertas- FEıne unwahre Behauptung ISt 11UTr 1n der theoretischen Dıi1s-
Suns und des gyeltenden Rechts yehört wesentlich ZUr Demo- kussion lediglich falsch und führt irrtümlichen enkergel
kratıe, wobei VOrausgesetZzZt ISt, dafß diese Verfassungsnormen nıssen.
selbst demokratisch zustande kommen, ıhre Legıtimatıon In der politischen Diskussion kannn S1e ZUTr Lüge und Verleum-
1m Volkswillen en un nıcht ELW 1ın der Ideologie einer dung werden, dıe andere Menschen in Mitleidenschatt zieht
Gruppe oder den Dekreten einer totalıtären Parteı. un praktischen Schaden anrıichtet.

FEıne talsche Behauptung Vorabend einer Wahl kann
Konsequenzen haben, dıe durch keine Rıchtigstellung nach der

VIL Politische Diskussion ist auft politisches Handeln ahl der Welt schaften sınd. Falsche Behauptungen VOTL
und Entscheiden bezogen. Sıe ist deshalb grundsätzlich einem Publıkum, dem die Fähigkeit oder Möglichkeit ZUur kri-
anderer Art als theoretische Diskussion. Insbesondere, tischen Überprüfung des Gesagten tehlen, können nıcht nach
weil S$1e der praktischen Verantwortung orjentiert den Grundsätzen unbeschränkt trejer theoretischer Meınungs-
sein mufß außerung beurteilt werden, sondern In  j mu{fß sS1e Ma{fitstab

verantwortlichen Handelns INeSSeCnNMN.
Über das Verhältnis 7wischen theoretischem Denken und VOI- Im theoretischen Gespräch haben die Argumente Gewicht
nünftigem verantwortlichem Handeln 1n der Politik herrs:  en ausschließlich nach ihrem Wahrheitsgehalt, 1M polıtischen Me1-
heute ZeWw1sse Vorurteile, dıe darauf Deruhen, da{fß die mensch- nungsstreıt dagegen spielen auch die Macht, die einer hat, die
ıche Vernunft einseıt1g ın ihrem theoretischen Vermögen De- VO!]  3 ıhm angestrebte Entscheidung verwirklıchen, und die
sehen, 1n ihrer praktischen Verwendung dagegen wen1g Verantwortung, die tragt, ıne legıtıme Rolle Wer ine Ent-
eachtet wird Bezeichnend datür ISt der Glaube des modernen scheidung verz  Trten mudßß, dessen Meınung hat naturgemafßRationalismus, daß dıie Probleme der Gesellschaft und Politik mehr Gewicht als die e1ines anderen, der keıine Verantwortung
VON Wiıssenschaftlern, die außerhalb der politischen Alltags- übernehmen braucht.
geschäfte und der entsprechenden Verantwortung stehen, CI —- Der Theoretiker hat die Pflicht, auch das Selbstverständliche
schöpfend analysıert und polıtischen Lösungen zugeführt WEeTr- in Frage stellen, der Politiker dagegen hat das Recht, sıch auf
den könnten, da{fß die Politiker dagegen 1Ur noch eın fertiges das Selbstverständliche stutzen. Der eoretiker kannn der
Programm auszuwählen und 1n Gang serizen brauchten. Hıer
wırd der Gebrauch der Vernunft im Grunde auf den Bereich

Wahrheit 1mM Scheitern ınnewerden, der Politiker dagegen n1:  cht
1m Scheitern die Wıiırklichkeit gestalten.der Theorie beschränkt und 199058  — berücksichtigt kaum, dafß Viele Menschen sehen diesen grundlegenden Unterschied ZW1-

Denken und Handeln ın der Praxıs einander Schritt für Schritt schen unbegrenzbarer theoretischer Diskutierfreiheit und der
bedingen und beeinflussen. Praktische Rationalität konstruilert auf die Prinzıpien verantwortlichen Handelns verpflichtetenkeinen langfristigen Ablauft VO!] Ereignissen, sondern geht VO] polıtischen Debatte nıcht einmal, geschweıge denn, S1e dar-
der immer wıeder LICUu gegebenen Lage und zielt aut —- auf Rücksicht näihmen. In eiıner Art intellektueller Gesinnungs-mıittelhar sıtuat1onsgerechtes Handeln ab Das heißt nıcht, daß ethik sınd S1e ehrlich davon überzeugt, der Freiheit und dem
der Politiker auf die achkundige Beratung VO] Fachleuten allgemeinen ohl einen Dienst erweısen, S1e 1n der
verzichten könnte oder dürfte; edoch geht GaG1e  ‚K iıhm gestellte Polıtik ohne Rücksicht autf dıe Interessen anderer, die auf ihre
politische Aufgabe wesentl:; ber die sachlich-fachliche Seite Solidarıität angewıesen sind, reden, der WCI1N S1e alles 1n Frageder Probleme hinaus. Eıne andere Spielart alscher FEın- stellen, W 45 die Grundlage der Freiheit und Wohlfahrt des
schätzung des Verhältnisses VO  3 Theorie und Praxıs findet sıch Gemeimwesens bıldet. In Theorie und Wissenschaft hat N seiınenbei denjenıgen politisch cchr aktıven Gruppen, d1e glauben, n Sınn, Sachverhalte in Frage stellen, die sich
sıch der politischen Verantwortung dadurch entziehen kön- offenkundig sınd, oder sıch tür mehrere Lösungsmöglichkeiten
NCI, dafß S1e behaupten, S1e diskutierten ihre radıkalen ideolo- eines Problems offenzuhalten, dıe einander AUSS  1elsen Weryischen Zielsetzungen „rein theoretisch“, und das habe ja mIt
Politik nıchts LUunNn. Dabei versuchen s1e 1ın Wirklichkeit MIt edoch Entscheidungen treften mufßs, mu{fß sıch das halten,

Was erantiworten kann Er kann nıcht umhın, jene der sıchihren Dıiıskussionen das Denken der Menschen beeinflussen, ıhm bietenden Möglichkeiten, die 1M Rahmen der sicherensıch auf diesem Wege ıne Basıs realer politischer acht Realisierbarkeit als die wertmäfßig beste erscheint, eindeutigschaften. Das naıve Gegenstück dieser Methode ist die und entschlossen ergreifen, auch den Preıs, sıch andereAuffassung, iINAan könne sıch ın der öftentlichen politischen Wege, die sıch auch berechtigt und gangbar SCWESCH waren,Auseinandersetzung leisten, ebenso unverbindlich ebat- verschließen. Er muß den Mut aufbringen, das, W 45
tıeren, W1€e 1n eınem philosophischen Zirkel und brauche siıch die VOU!] 1hm realisierte Möglichkeit Falschem in sıch schließtnıcht darum kümmern, W 1e das, W as 3 SagtT, autf andere und Nachteilen bringt, ın Kauft nehmen. Fs hat nıchtsMenschen wiırkt. mehr MItt politisch sinnvoller Kritik Cun, wenn 13908  - denen,

die ine Entscheidung treften mufßften und getroften haben,
Politische Meinungsäußerungen mMuUuSsSeEN praktisch D“EeYaNL- nachträglıch vorhält, 1evıiel Gutes und Richtiges sS1e
OrYtIelt werden MIt den ausgeschlossenen Möglichkeiten versaumt und da

s1e sıch eshalb wieder einmal eintach gemacht hätten.
Die theoretische Diskussion 1St NUur darauf gerichtet, gemeın-
Sa Erkenntnisse gewınnen: dagegen hat die polıtische De-
batte den Zweck, 1ne gemeınsame Entscheidung vorzuberei- 111 Politische Beratungen ım freiheitlichen Rechtsstaat
ten, die Z.U) praktischen Handeln tührt. Wiährend sıch Aus der können NUur in bestimmten Grenzen Oöftentlich se1in. ıne
theoretischen Diskussion unmiıttelbar keine Folgen tatsächlicher Mißachtung dieser Grenzen tührt Untreiheit und

TerrorAÄArt ergeben, ewirkt die 1n der polıtischen Debatte herbei-
geführte Entscheidung Veränderungen, VO  5 denen andere
Menschen betroffen sınd und die Nıe mehr ungeschehen gemacht Die Ofrtentlichkeit politischer Berémngen hat den Sınn, An-
werden können. Sosehr auch die politische Meinungsäußerung gelegenheiten, die alle angehen, auch allen ıchtbar und VeI-
theoretisch fundiert seın mudfß, cschr ISt S1e nıemals ständlich machen: auch oll jedermann die Chance haben,

bloß Gedachtes, sondern ımmer auch eLwaA4s Gewolltes: Einfluf(ß daraut nehmen. Dagegen dart Oftentlichkeit ıcht
außerdem genügt nıicht, s1e bloß vertreten, sondern s1e den einzelnen und seine persönlichen Angelegenheiten dem
mui{fß auch praktisch verantwortet werden. Dıie theoretische Blick und FEinflufß seiner Mitmenschen schutzlos aussetizen noch
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große und kleine gesellschaftliche Gruppen aller Art ın ihrem lichen Bereich auch 1n einer Phasé: nicht-öffentlicher BeratungHandeln einer sachfremden Kontrolle unterwerten und auf verhandeln, wen  —$ anders Freiheit und Menschenrecht nıcht
diese Weiıse ihnen die Freiheit beschneiden. verletzt und die Beiträge des personalen Bezirks ZUr Willens-
Der freiheitlich-demokratische Staat ebt u$Ss den Inıtiatıven bildung nıcht Druck der Oftentlichkeit erstickt werden
und Leistungen, die einzelne Menschen und soz1iale Gruppen sollen.
Aus treien Stücken erbringen, iıhren Überzeugungen oder iıhren Für die verabsolutierte Forderung nach Oftentlichkeit ohne
Gewissen folgend. Somıit haben die öftentlichen Angelegenhei- jede Ausnahme 1St die Formulierung „Herstellen VO)]  > ffent-
ten ihre urzeln 1m Bereich des Niıcht-Sffentlichen und Priıva- ichkeit“ üblıch geworden, 1n der die Gewaltsamkeit der Maß-
ten. Folglich können s1e 11UT gedeihen, WEeNN dieser nıcht- nahmen schon Z.U Ausdruck kommt. Wer 1n dieser Weıse die
Ööftentliche Bereich selbst VOTr dem Zugriff der Oftentlichkeit Oftentlichkeit VO] Beratungen „herstellt“, die Aus Suten Grün-
bewahrt bleibt. Eın klassiısches Beispiel für diıesen 1Ur dem den niıcht-Sffentlich sınd, fügt dem Prozei{ß der Willensbildungoberflächlichen Betrachter widersprüchlich ers  einenden Zu- schweren Schaden Z denn diese Art VO  3 Oftentlichkeit Ääuft
sammenhang ISt die geheime Wahl Die Bürger können aut Meıinungsterror und Manipulation der Verantwortungihren Mitwirkungsrechten den SÖftentlichen Angelegenheiten hinaus. Letztlich WIFr! auf diese Weise einer entpersönlichtendurch das Mittel der ahl NUur dann ın Freiheit Gebrauch Ofentlichkeit der Weg bereıtet, ın die das Potential des —-
machen, WenNnn die Wahlentscheidung jedes einzelnen geheim personalen Bezirks nıcht mehr eingebracht werden kann
bleibt und damit VOor ftentlichem Druck unbedingt BC- und die auch keıine Rücksichtnahme auf diesen Bezirk mehr
schützt 1ISTt. Man erkennt diesem Beispiel csechr klar, daß 1n kennt.
der Politik eine unbegrenzte Ausdehnung der Oftentlichkeit
keineswegs mMiıt Notwendigkeit ıne Zunahme VO!] Freiheit be-
deutet, sondern gerade Unfreiheit ZUTr Folge haben kann Wo Gesellschaftliche und politische Umgangstormen sınd

notwendig um des Schutzes der Menschenwürde ın derIso die Forderung nach Ofentlichkeit verabsolutiert wiırd,
1efert In ihr die Quelle der Freiheit, nämli;ch den ST- modernen Gesellschaft willen. Wer s1e mißachtet, VOI -

baren Bezirk der Eıgenständigkeit und Selbstbestimmung der letzt Persönlichkeit un! Freiheit des anderen
Person AUuUs und ewirkt dadurch Unfreiheit, Umständen Gesellschaftliche und poliıtische Umgangsformen (einschliefß-
O! eine Aufli?sung der freiheitlichen Ordnung. lıch entsprechender sprachlicher Form) demonstrativ mi1(ß-

achten gehört den Praktiken der Propagandisten des ıdeolo-
1nnn UN Notwendigkeit niıcht-öffentlicher Beratungen yischen Demokratismus. Sıe glauben, durch diesen „Grobianis-

MUus die unterschiedslose Gleichheit aller Ausdruck brin-
er einzelne Prozefß politischer Willensbildung erstreckt sich SCH sollen. Die Wahrung der Formen stellen s1e als Heu-

dem nıcht-Sftentlichen Bereich der Inıtiativen einzelner chelei hın übrigens auch 1mM Bereich VO]  a} Religion und
Personen und privater Vereinigungen 1n den öffentlichen Be- Kirche Wer aut der Wahrung der Form besteht, dem W17“
el polıtischer Verantwortung. Es 1St deshalb kaum möglıch, „autorıtäres“ Verhalten vorgeworfen.
7zwıschen Angelegenheiten, die ihrer Natur nach Söftentlich und Form ISt zunächst Ausdruck VO!  =} Inhalt: Was Bn denkt un:
solchen, die ihrer Natur nach nıcht-Sffentlich beraten sınd, empfindet, dem g1bt durch Sprache un: zußere Formen Aus-

unters:  eiden. Vielmehr mussen alle Fragen VOUI] politischer druck, da{fß dıe anderen verstehen un:! daran teilhaben
Bedeutung 1m wesentlichen öffentlich erortert werden, bedürten können. Sozıial und polıtisch ebenso wichtig 1St darüber hinaus
ber auch einer nicht-Sffentlichen Phase, ın - der diejenigen die Form als Symbol für Gedanken und Gefühle, die der e1n-
Gesichtspunkte DA Sprache kommen oder Berücksichtigung zelne atsächlich Sar Nı  cht oder NUuUr 1n geringem Maße haben
nden, die 1n ırgendeıiner Form 1n den nıcht-öSftentlichen Be- INnas, die ber nach Mafßgabe bestimmter Sıtuationen VO] der
irk hineinrei  en. Nur kann das, Was die einzelnen Per- Gesellschaftsmoral A11Ss VO  } ıhm gefordert sind iıcht jeder-
10)81 und Gruppen spezifisch ZUr Willensbildung und politi- INa 1St jederzeıt 1n der Lage, hochgestimmt se1n, weil
schen Gestaltung beizutragen vermögen, auch wirklich Aaus- gerade Gast eınes Jubiläumsfestes ist, bei einer Beerdigung
geschöpft werden. Praktisch S1N. damiıt Beiträge folgender Art Trauer und Mitgefühl empfinden, eım Betreten eıner
gemeınt: Kirche VO Heiligtum innerlich angerührt se1n. Anderer-

Zur Willensbildung gvehören das gedankliche Experiment se1ts ber ordert die jeweılige Sıtuation VO!] ihm eın ENTISPrE-
und die Möglichkeit, noch ungeprüfte Überlegungen 1m (Ge- chendes Verhalten. Hıer schlagen die Geste, die symbolische
spräch M1t anderen erproben. Dafür iSt die Oftentlichkeit Form und das gebräuchliche Wort die Brücke: denn INa  — kann
nıcht immer der gee1gnete Ort, beispielsweise nıcht für Poli- mi1ıt iıhnen zumiındest anerkennen, daß INan den anderen An-
tiker, die der Verantwortung Ööftentlicher Ämter und teilnahme oder Reverenz schuldet, auch WenNnn INa S1e AusSs der
Mandate stehen, deren Äußerungen daher nıemals 1Ur als pri- eigenen seelis  en Verfassung gerade nıcht aufzubringen VeCI-
Vate Meınung werden können. Gerade ihren PCTI- mMas. ymbole und konventionelle Sprech- und Verhaltens-
sönlıchen Beıtrag ZzZur Lösung politischer Probleme leisten weıisen haben Iso den Sınn, 1NnNe soz1iale Atmosphäre chaft-
können, rauchen diese Politiker Gelegenheit, VOTr der Offent- fen, diıe nıcht durch die Nachlässigkeit und sittliche Schwäche
ıchkeit geschützt sprechen. Sie mussen einmal Überlegun- einzelner brüsk gebrochen oder durch einzelgängerische 1ll-
Cn ZUr Debatte tellen können, die S1e siıch noch keineswegs kür kaprız1ös vergiftet werden kann. Im politischen Bereich
eıgen gemacht haben, vielleicht Nnıe eıgen machen werden, siınd VOr allem die außenpolitischen Beziehungen 7wischen
ohne daß S1e VO] der Oftentlichkeit vorschnell damıt 1den- Natıonen verschiedener Sprache und Kultur, 1n denen Nur durch
tifiziert werden. einen gewıssen rad VONn Formalisierung die Getahren des

Zur verantwortungsbewußten Wiıllensbildung gehört auch, Mifsverstehens und unter Umständen folgenreicher erstim-
da{fß Intormationen erortert werden, die nıcht hinreichend MUNgCH gebannt werden können. Wer and als Repra-
bestätigt sınd, daß INa  — S1e öftentlich vorlegen dürfte, die Je- senLant e1nes anderen Volkes besucht, andelt und spricht nıcht

wiederum wichtig sınd, als dafß auf S1e für die Be- Nur tür sıch selbst: dementsprechend sind WIr ıhm gegenüberurteilung der Situation eintach verzichtet werden könnte. Umgangsformen verpflichtet, die 1n der einzelnen Person
Alle polıtischen Entscheidungen haben Bezug und Auswiır- iınem Sanzen Volk und seiner Ordnung gelten gee1gnet

kungen autf bestimmte Personen und persönliıche Verhältnisse. sınd
Dıiıese mussen deshalb 1n die Beratung einbezogen und können

häufig nıcht die Offentlichkeit ebracht werden, ohne Oorm als Voraussetzung ‚010}  S Humanıtäatdaß der Bezirk persönlicher Eigenständigkeit und Selbstbestim-
INUNS verletzt würde. Die tormelle Sprache und Gestik haben 1Iso die außerordent-
Solche und Ühnliche Gründe machen unumgänglıch, öftent- lıch wichtige Funktion, jenes Mindestma{fß enschlichem
liche} Angelegenheiten 1mM politischen w 1e€e auch 1mM gesellschaft- Kontakt garantıeren, ohne da{iß eın der Menschenwürde
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entsprechendes Miteinanderleben nivcht enkbar ISt. Wenige allerdings diejenıgen, dıe sıch einer solchen Taktik bedienen,
Tage VOT seiınem Tode wurde Immanuel Kant VO] Rektor selbst me1st csehr empfindlich, wenn s1e 1n Amtsstuben und War-
seiner Uniıiversität besucht. Er erhob sıch mühsam, den tezımmern eıne unhöfliche Behandlung erfahren. Sıe wünschen
hohen Gast begrüßen, und blieb oroßer Anstrengung VO seıten der Gesellschaft pfleglichste Behandlung ihrer In-

lange stehen, bıs dieser sıch SESCTZL hatte. Zur Begründung dividualıtät, gylauben ber Berufung auft ben diese In-
dieses Aktes der Höftlichkeit CI „Das Gefühl tür Huma- dividualıtät der Gesellschaft keinerlei Rücksicht schulden.
nıtit hat miıch noch nıcht verlassen.“ Zwar kann 1n bestimm- Die humanısıerende Wırkung der Umgangsformen esteht also
ten Fäillen gerade das Durchbrechen oder Beiseitelassen der darın, da{ß S1e ermöglichen, den Wıiıllen ZUr menschlichen
Form die Voraussetzung datür se1n, starke Empfindungen in Solidarıität auch dann ekunden, wenn eiınem gerade „N1  cht

ana'| Ist - Von keiner einzelnen Konvention und keinem e1in-iıhrer SanNnzech direkt zuU Ausdruck bringen. 1e] häu-
figer edoch 1St Formlosigkeit 1Ur die Folge mangelnder zelnen Akrt der Höftlichkeit ließe sıch beweisen, daß tür dıe
Cung VOr dem Nächsten bzw bewußtes Miıttel der Mißachtung Humanıtiät Zusammenlebens unentbehrlich se1
und Provokatıion. Das wird besonders eutlich be1 den Höf- W1e sıch be] keinem einzelnen Baum, der in eiınem Wald gC-
lichkeitsformen. Man S1ie heute SCII als leere Konventionen tallt wiırd, eine Veränderung der Landschaft nachweisen ließe
ab, während s1e 1n Wahrheit dazu dienen, die Persönlichkeit Und trotzdem tührt der Abbau der Umgangsformen ebenso
des Mitmenschen respektieren, indem I11d  - iıh einerseıts ZUuUr Enthumanisierung uNseTres gemeınsamen Lebens, W1e der
nıcht ignorlert, sondern einen Kontakt ıhm herstellt, ıhm Raubbau 1n den Wäldern die Verkarstung der Landschaft ZUr
andererseıts ber die Chance läßt, 1stanz halten und sich Folge hat Allerdings dartf nıemand Jauben, da{ß dank der

Hıltsfunktion VO!]  3 Konventionen sıch nıcht mehr A2US eigenereinem CHNSCIECN Kontakt entziehen. Dagegen Auft betonte
Formlosigkeit darauf hinaus, dem anderen: die Dıstanz, die Kraft darum emühen brauche, das Zusammenleben MIt se1-

vielleicht wünscht, verweıgern. Sıe EFrZCUST eine negatıve 1len Miıtmenschen pflegen. Nur solange solches Bemühen
Vertraulichkeit, die seinen Freiheitsraum beschneidet. WIr lebendig leibt, kann die Form als Brücke der Menschlichkeit
dıe Formlosigkeit als eıne mıiılde Form VO!] Terror bewußt ZUr dienen. Anderntalls vertällt Ss1e schnell bloßer Förmlichkeit
Durchsetzung der Gleichheitsideologie gepflegt. Dabe:i reagıeren und siınnlosem Formalıismus.

Gesellschaftliche Verantwortung 1M Wohlstand
FEın Wort der deutschen Bischöte gesellschaftlichen setzliche Krankenversicherung garantıert für tast 1EeEUN Zehn-
Mangelerscheinungen unNnserer eıt tel der Bevölkerung arztliıche Behandlung, Medikamente und
Die deutschen Bischöfe haben ıhre Gläubigen UN dıe Pflege Die Aufwendungen für Gesundheit mussen Pro Jahr

aut eLW Mrd geschätzt werden. Jäahrlich werden alleinÖffentlichkeit einen Aufruf gerichtet, ın dem sSze sıch mornehm- Körperpflegemittel 1m Werte VO'  - rund Mrd produziertıch miıt Mangelerscheinungen ın der gegenwärtıgen Wohlstands- und verbraucht.gesellscha befassen. Dıie Bischöfe fragen V“Oor em nach dem FEıne Milliarde 1St soviel, W1€e run: 750 01010 Vıerpersonen-Preıs, den eın Teıl der Bevölkerung der des Arbeitnehmerhaushalte miıttleren Finkommens 1n einem Mo-gewachsenen Lebensstandards un besserer soztialer Siıcherung NLat ZU Leben haben Fuür die tägliche Ernährung steht einzahlen hat Sıe eNnNnNnen die herausstechenäen gesellschafl-
lichen Krankheitssymptome: die zunehmenden Selbstmord-

breites Angebot V O!  3 Nahrungs- und Genußmitteln AUS aller
elt ZUr Verfügung. Diıe meıisten Haushalte können alleınzahlen, das Umsichgreifen “O  x Neurosen UN Suchtkrankhei- dafür zwıschen 360 und 460 1im Monat ausgeben. 112 Mrd

LE geringes Verständnis für Notleidende, Eınsame, gesell-
schaftliche Randsiıedler un Minderheiten. Das Dokument, das Zigaretten werden 1n einem Jahr geraucht, 8,2 Mrd Bıer,

167 ıll „harten Sachen“ und 105 ıll Liter Schaum-
OLT hier ım Wortlaut abdrucken, auurde unter Verantwortung weın getrunken.der Bischofskommission für gesellschaftspolitische Fragen P7- AIl das sınd Güter un! Dienste, die sicher nıcht en ZUugang-arbeitet, —O:  S der Vollversammlung der Deutschen Bischofs- lıch sınd, denn auch 1n der Wohlstandsgesellschaft haben vielekonferenz ım März (vgl Herder-Korrespondenz ds Ihg.;, Buüurger NnUur eın geringes Eiınkommen. ber 1n steiıgendem Ma{(ße

189) ım Grundsatz gebilligt, “onNn der zuständıgen Kommis- haben sehr viele teil den Gütern und Diensten. HınzuSOn nOChMAlLs überarbeitet und DVO Sekhretarıiat der Deutschen kommt, da{ß Guüter des gehobenen Bedarts weIıit verbreitet SINBischofskonferenz August veröffentlicht. In dem Maße, w ıe d16 Realeinkommen in den Haushalten stel-
SCIL, wiıird der Anteil der für den Lebensvollzug bsolut NOT-In Sorge das Zusammenleben der Menschen in UuUNSeTEIN

and richten WIr ein Wort der Besinnung alle Wır wollen wendigen Ausgaben verfügbaren Einkommen geringer, es

den Blick auf Fragwürdiges lenken, das sıch LrOTLZ des ohl- wiıird Geld für den gehobenen Bedart frei In jedem Zzweıten
Haushalt stehen ein Radio und eın Fernsehgerät. Zu jedemstandes zeıgt un das weder durch eine weıtere Steigerung des

Lebensstandards noch durch vesetzlıche Ma{fihnahmen in Ord- dritten Haushalt gyehört eın Personenkraftwagen. Vıer Fünftel
NHuns ebracht werden kann Bewußfit eschränken WIr UuI1S auf der Haushalte besitzen eınen Kühlschrank. er Zzweiıte Fın-

wohner 1n der Bundesrepublik Deutschland NUTZT seinen Ur-einıge Aspekte. IA llb einer Reise. Auf R bis Mrd jJahrlich wıird der
Aufwand für Ferijenreisen geschätzt.Wır leben ım Wohlstand Das S1N. impon1erende Daten für den Lebensstandard der
Menschen 1n uUunNnserem Land Sehr viele werden, WEn S1e siıchVieles VO:  e} dem, W ds unseren Wohlstand ausmacht, erscheint

uUunNns selbstverständlich. Wır verlangen täglıch, ohne uns (e- ehrlich prüfen, zugeben mussen, dafß S1e 1n diesem Wohlstand
leben Wenn e ber heißt, dafß jeder 7zweıte oder dritte berdanken machen: einwandtreies Wasser 1n jeder Menge und solche Guüter verfügt, heißt das auch, da{fß d1e Hältte oderjedem Ort,; elektrische Energıe tür hunderterle; Zwecke, Wwe1l Drittel nıcht daran teilhaben.arbeitsparende Geräte Arbeitsstellen und 1mM Haushalt.

Immer mehr Wohnungen SIN mMIt zentraler Beheizung SC-
tattet. Nur eın Fünftel der Wohnungen hat noch primitive Der Preıs für den Wohlstand
sanıtire Eıinrıchtungen. In erfreulich großem Umfang haben
SlCh besonders auf dem Lande wohnende Arbeitnehmer Eıgen- Was ber ISt der Preıs tür den Wohlstand des Jahres
heime schaffen können. Eın breıt ausgebautes System VO]I  =)} Kran- Mancher WIr! fragen: „Was heißt hier Preis?“ Wır en mıt
kenkassen siıchert die Behandlung 1m Krankheitstall Die mC- unNnserem Können und miıt uUuNseTer Arbeit, mIt uNnserem Fleiß
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